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Meber die Frage der Berufsbildung für den politiſchen 
Verwaltungsdienſt in Heſterreich. 
Von Dr. v. Engelshofen. 
(Fortſetzung.) 

Wie bereits Eingangs erwähnt wurde, hat in Oeſterreich die 
in Berufskreiſen herrſchende Ueberzeugung von der Unzulänglichkeit 
der auf dem Gebiete der praktiſchen Vorbildung für den politiſchen 
Dienſt gegenwärtig beſtehenden Einrichtungen in verſchiedenen Reform⸗ 
vorſchlägen ihren Ausdruck gefunden. Das Verdienſt, die Frage zum 
erſten Male einer eingehenderen Beſprechung gewürdigt zu haben, ge⸗ 
bührt Dr. v. Marenzeller. In feinem in der „Oeſterreichiſchen 
Zeitſchrift für Verwaltung“, XIX. Jahrgang, Nr. 3 erſchienenen 
Aufſatze „Qualification für den höheren politischen Verwaltungsdienſt 
in Oeſterreich“ entwickelt er die Anſicht, daß die durch die Prüfungs⸗ 
verordnung vom 1854 geſchaffenen Einrichtungen lediglich für den 
Eintritt in den politiſchen Verwaltungsdienſt, nicht aber für das 
Vorrücken in höhere, ſelbſtſtändige Stellungen hinreichende Cautelen 
für die Fähigkeiten des Beamten enthalten, daß es demnach an einem 
geſetzlich geregelten controlirbaren Maßftabe zur Beurtheilung der 
Qualification für gewiſſe höhere Dienſtpoſten, durch das Mittel der 

rüfungen, im Verlaufe der ſpäteren Dienſtzeit fehle. Er verweiſt 
auf das Beiſpiel der Armee, wo die Officiersprüfung allein nicht 
genüge, ſondern zur Erlangung der höheren Chargengrade entſprechend 
Aale de Prüfungen nachgewieſen werden müſſen. Nach Maren⸗ 
N Vorſchlag wäre die Erlangung einer Dienſtſtelle von der VII. 

angsclaſſe aufwärts an gewiſſe höhere, durch eine beſondere Prüfung 
nachzuweiſende Qualification zu knüpfen. Dieſe Prüfung hätte aus 
drei Hauptabtheilungen: ſchriftliche Hausarbeit, ſchriftliche Clauſur⸗ 
arbeit und mündliche Hauptprüfung zu beſtehen und wäre in Wien 
vor einer aus Vertretern verſchiedener Miniſterien, des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes und der Wiener Univerſität beſtehenden Commiſſion ab⸗ 
zulegen. Die Zulaſſung zu dieſer Prüfung hätte erſt nach einer min⸗ 
deſtens fiebenjährigen, vom Geſichtspunkte einer möglichſt vielſeitigen 
und intenſiven Ausbildung des Beamten beherrſchten Conceptspraxis 


zu erfolgen. Hans Prokeſch („Zeitſchrift für Verwaltung“, Jahr: 
gang XIX, Nr. 9) ſtimmt mit dem von Marenzeller entworfenen 
Plane einer „großen Staatsprüfung“ — wie er ſie nach preußiſchem 
Muſter betitelt — zu, indem er findet, daß dieſe Einrichtung zur 
Hebung des Anſehens und Selbſtbewußtſeins des Beamtenſtandes 
beitragen würde und für das Gemeinwohl von großen Nutzen 
wäre, verwirft jedoch mit Rückſicht auf die eigenthümlichen ethno⸗ 
graphiſchen und ſprachlichen Verhältniſſe unſeres Staatsweſens die 
Centraliſation dieſer Prüfung. Der Grund zur Ausbildung unſerer 
Verwaltungsbeamten müſſe auf der Univerſität gelegt werden. Von 
beſonderer Wichtigkeit erſcheine die Einführung der jungen 
Beamten in den praktiſchen Dienſt, und die Art und Weiſe 
der Verwendung in demſelben. Prokeſch verweiſt diesfalls auf das 
Muſter Preußens, wo auf eine vielſeitige Ausbildung großes Gewicht 
gelegt werde. Freiherr v. Hock („Zeitſchrift für Verwaltung“, Jahr⸗ 
gang XIX, Nr. 9) verwirft das Project der „civilen Stabsofficiers⸗ 
prüfung“: „Zu allen andern Prüfungen für uns Vielgeprüfte noch 
eine neue Prüfung.“ —Wenn dieſe Prüfung eine bloß praktiſche ſein 
ſolle, dann biete ſie nur einen unvollkommenen, unverläßlichen Erſatz 
für die wirkliche Erprobung im Berufe. Falls aber die Prüfung als 
eine bloß theoretiſche gedacht ſei, müſſe auf den Mangel bezüglicher 
Speciallehranſtalten und Lehrmittel hingewieſen werden. Dr. Fritz 
Karminski („Zeitſchrift für Verwaltung“, Jahrgang XIX, Nr. 14 
und 15) findet nicht nur die Normen über die politiſch praktiſche 
Prüfung, ſondern vor Allem die Studienordnung einer Reform 
bedürftig. Das Uebel, um deſſen Sanirung es ſich hier handle, be— 
ſtehe nicht ſo ſehr in dem Mangel an poſitiver Kenntniß der Ver⸗ 
waltungsgeſetze, ſondern vielmehr in dem fühlbaren Mangel an juriſti⸗ 
ſchem Geiſte in der Verwaltung, an zureichender Schulung ihrer 
Beamten in formeller juriſtiſcher Arbeit. Der Verwaltungsbeamte 
müſſe vor Allem ein tüchtiger Juriſt ſein, juriſtiſch denken und argu— 
mentiren können. Die Reform der Studienordnung wäre daher nicht 
im Sinne der Vermehrung der beſtehenden Diſciplinen, ſondern im 
Sinne eines intenſiveren Betriebes der Jurisprudenz durch ſtreng 
methodiſches Studium, zu welchem Zwecke ſich beſonders ſeminariſtiſche 
Uebungen als geeignetes Mittel erweiſen würden, anzubahnen. Es 
wäre ferner zu erwägen, ob nicht etwa bei den theoretiſchen Staats⸗ 
prüfungen, vornehmlich aber bei der ſtaatswiſſenſchaftlichen, neben der 
mündlichen noch eine ſchriftliche Prüfung einzuführen wäre. Was die 
Normen über die politiſch-praktiſche Prüfung anbelangt, empfiehlt 
Karminski Reformen nach dem Muſter der preußiſchen Einrichtungen. 
Die Dauer der Vorbereitungspraxis wäre auf zwei Jahre zu ver— 
längern. Hievon hätten mindeſtens ſechs Monate auf den Dienſt bei 
einer Bezirksbehörde, und mindeſtens fünfzehn Monate auf den Dienſt 
bei einer Landesſtelle — bei welcher der Vorbereitungsdienſt zu be⸗ 
ginnen hätte, und woſelbſt der angehende Beamte womöglich in allen, 
jedenfalls aber in mehreren Departements zu verwenden wäre — zu ent⸗ 
fallen. Die Zulaſſung zur Prüfung wäre nur auf Grund eines, von 
ſämmtlichen Amts- und Departements-Chefs, unter denen der be— 


treffende Conceptspraktikant in Verwendung fand, auszuſtellenden Ver⸗ 
wendungszeugniſſes zu ertheilen. Die ſchriftliche Prüfung hätte in der 
nur meritoriſchen Erledigung einer in erſter, und einer in zweiter 
Inſtanz zu entſcheidenden Parteiſache zu beſtehen, und die vollſtändige 
Darſtellung des Sach- und Rechtsverhältniſſes, ein begründetes Gut⸗ 
achten hierüber und den Entwurf der Erledigung zu enthalten. Die 
mündliche Prüfung hätte ſich auf das Staats- und Verwaltungs- 
recht, und die einſchlägige Geſetzeskunde zu erſtrecken. Die Prüfungs- 
commiſſion hätte aus dem Präſidenten und vier Examinatoren zu be— 
ſtehen. Die Prüfung wäre nicht zu centraliſiren. Freiherr v. Lemayer 
geht in ſeinem Reformgutachten von dem Gedanken aus, daß allen 
Verwaltungsfunctionen ein einheitlicher Charakter eigen ſei, durch welchen 
fie ſich insgeſammt von andern ſtaatlichen Wirkungskreiſen, insbeſon— 
dere dem richterlichen unterſcheiden, und fordert daher, daß die praktiſche 
Eignung der Candidaten für den Verwaltungsdienſt nicht geſondert nach 
den einzelnen Zweigen desſelben, ſondern für den Verwaltungsdienſt 
überhaupt erprobt werden ſolle. Dieſer Nachweis wäre durch eine am 
Schluſſe aller Lernjahre abzulegende Prüfung zu erbringen, bei welcher 
der Candidat zu erweiſen hätte, daß er ſeine wiſſenſchaftliche Bildung 
auf praktiſchem Gebiete feſtzuhalten und fruchtbar zu machen, ſeine 
Praxis wiſſenſchaftlich aufzufaſſen, ſein theoretiſches Wiſſen und ſeine 
praktiſche Thätigkeit in Einklang zu bringen verſtanden hatte. Der 
Zweck dieſer Prüfung wäre nicht bloß auf die Routine in der praktiſchen 
Geſchäftsführung, ſondern vor Allem auf die erlangte Befähigung zur 
praktiſchen Verwerthung der wiſſenſchaftlichen Bildung des Candidaten, 
auf die gegenſeitige Durchdringung der wiſſenſchaftlichen und prakti— 
ſchen Ausbildung gerichtet. Zu dieſer Prüfung wäre der Candidat 
erſt nach einer mindeſtens dreijährigen Praxis, beſtehend in der Dienſt— 
feiftung bei einer Bezirkshauptmannſchaft, einer Statthalterei oder 
Landesregierung und einer halbjährigen Dienſtleiſtung bei einer 
Finanzprocuratur zuzulaſſen. Allenfalls könnte unter Reducirung der 
übrigen Probezeit auf zwei Jahre eine einjährige Juſtizpraxis ge⸗ 
fordert werden, die theils bei einem Gerichtshofe erſter Inſtanz, theils 
bei einem Einzelgerichte zurückzulegen wäre. Ueberall wäre den Vor— 
ſtänden der Behörden die Leitung und Ueberwachung des Vorbereitungs— 
dienſtes mit genauer Präciſirung der diesfälligen Verpflichtungen auf— 
zutragen. Für die Prüfung wäre eine einzige Prüfungs-Commiſſion, 
beſtehend aus einem Präſidenten und ſechs bis acht Mitgliedern, ein— 
zuſetzen. Glieder dieſer Commiſſion hätten zunächſt zu ſein Praktiker 
in hervorragender adminiſtrativer und adminiſtrativ- rechtlicher Stellung, 
die ſich zugleich wiſſenſchaftlich bewährt haben, ſowie zwei bis drei 
Profeſſoren der Staatswiſſenſchaften, oder andere Staatsgelehrte, 
denen praktiſche Einſichten nicht abgehen. Gegenſtände der Prüfung 
hätten zu ſein: Staatsrecht, Verwaltungsrecht, Verwaltungslehre, 
Statiſtik, politiſche Oekonomie, Volkswirthſchaftspflege, außerdem aus 
den Gebieten des Privat-, Straf- und Proceßrechtes eine allgemeine 
Recapitulation der Kenntniſſe des Candidaten in den für den Ver— 
waltungsdienſt beſonders wichtigen Wiſſenszweigen. Im Falle man eine 
gewiſſe Specialiſirung der Prüfungsanforderungen nach Verwaltungs— 
zweigen für unerläßlich erachtete, könnte die Prüfung in zwei Theile, 
einen allgemeinen Theil für alle Candidaten, und einen beſondern 
Theil für die Candidaten des betreffenden Verwaltungs-Dienſtzweiges 
zerlegt werden. Hiebei wäre es am zweckmäßigſten, bloß zwiſchen der 
Finanzverwaltung oder etwa dieſer und dem Dienſte in den volks— 
wirthſchaftlichen Reſſorts (Handel, Ackerbau) einer- und der inneren 
Verwaltung (mit Cultus-Unterricht und Landesvertheidigung) ander— 
ſeits zu unterſcheiden. Dieſe Prüfung wäre im Minifterialdienfte von 
Miniſterial⸗Secretären, im anderen politiſchen Dienſte vom Bezirks— 
hauptmanne, ſowie von allen mit demſelben im Range gleichſtehenden 
oder höher geſtellten Beamten zu verlangen. 

Die öſterreichiſchen Reformprojecte bewegen ſich demnach in zwei 
Hauptrichtungen. — Strengere und wiſſenſchaftlichere Prüfungen, 
Verlängerung und Ausgeſtaltung der Vorbereitungspraxis ſind die 
Mittel, die, zu einem Syſtem miteinander vereinigt, das Uebel be— 
heben ſollen. 

Was ſich für und gegen die Prüfungen geltend machen 
läßt, iſt bekannt. Bemerkt ſei hier nur Folgendes: Es mag zugegeben 
werden, daß es im Grunde genommen gleichgiltig iſt, wie und wo 
ſich der Candidat die nöthige Vorbildung erwirbt, und daß ſich der 
Staat mit der erfreulichen Thatſache des Beſitzes derſelben bei ſeinen 
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Verwaltungsbeamten zufriedenſtellen kann. Dagegen muß allen Ernſtes 
daran gezweifelt werden, ob Prüfungen wirklich das richtige Mittel 
ſeien, das Vorhandenſein dieſer Thatſache zu erweiſen. Wenn es 
richtig iſt, daß der Werth und die Haltbarkeit des Erlernten einzig 
und allein in dem gründlichen Verſtändniſſe desſelben wurzelt, letzteres 
aber — ohne nähere Perſonenkenntniß — der Ergründung und Be⸗ 
urtheilung ſeitens Dritter nur äußerſt ſchwer zugänglich iſt, dann 
wird durch Prüfungen allein in der Regel kaum mehr dargethan 
werden können, als die Fähigkeit des Candidaten, für einen Tag 
eine Summe von Kenntniſſen in feinem Kopfe aufzuſtapeln, eine 
Fähigkeit, die mit Berufsbildung noch keineswegs identiſch iſt. 

In Berufskreiſen hört man häufig ſeminariſtiſche Uebun— 
gen als eine geeignete Schule für die Praxis bezeichnen. Gewiß wird 
Niemand den hohen Bildungswerth dieſer Uebungen anzweifeln wollen. 
Dem Bedürfniſſe, um das es ſich hier in erſter Reihe handelt, werden 
ſie indeß nie gerecht werden können. Mag auch die innere Einrichtung 
der Seminarübungen noch fo ſehr auf den Zweck der Ausbildung für 
den Verwaltungsdienſt zugeſchnitten ſein. Eines wird man an ihnen 
nicht ändern können, daß ſie nämlich eine echt akademiſche Inſtitution 
ſind, und als ſolche eben auch auf keinem anderen Gedanken beruhen 
können, wie das Univerſitätsſtudium überhaupt. Wenn nun die Uni⸗ 
verſität, deren Aufgabe es iſt, die Wiſſenſchaft als ſolche, ohne Zweck— 
beziehung auf die Praxis zu lehren, immer nur rein theoretiſches 
Wiſſen zu vermitteln vermag, ſo werden die einen integrirenden Theil 
dieſes Studiums bildenden Seminarien in der Hauptſache auch nichts 
anderes zu leiſten im Stande ſein. Es wäre eine Täuſchung, in den 
von den Seminariſten zu bearbeitenden praktiſchen Fällen etwas 
anderes zu erblicken, als Ausgangspunkte eines Studiums, mit 
welchem immer nur eine, wenn auch entſprechend vertiefte wiſſenſchaft— 
liche und theoretiſche Bildung, niemals aber eine zweckmäßige praktiſche 
Schulung erreicht wird. Um dieſe aber handelt es ſich hier in erſter 
Reihe. Praktiſch geſchult für den Dienſt iſt derjenige, welcher die zu 
einer, der Form und der Sache nach richtigen, zweckentſprechenden 
Behandlung der Berufsgeſchäfte erforderlichen Kenntniſſe und Fertig⸗ 
keiten beſitzt. Der Gelehrte, der Theoretiker iſt allzu leicht geneigt, 
auf dieſe Art des Berufswiſſens mit Verachtung herabzublicken, ob— 
gleich dasſelbe im Intereſſe einer guten Verwaltung nicht minder 
nothwendig iſt, wie die theoretiſche Bildung. Die Unterſchätzung dieſes 
Wiſſens beweiſt geringes Verſtändniß für die Bedürfniſſe der Praxis, 
und wer über dasſelbe wie über ein nebenſächliches Detail hinwegſieht, 
um deſſen Erlernung man ſich nicht weiter zu kümmern brauche, ver— 
kennt die Anforderungen, die vom Standpunkte des öffentlichen Wohles 
an eine prompte Function des Verwaltungsdienſtes geſtellt werden 
müſſen. Wenn daher von Schulung für den Adminiſtrativdienſt die 
Rede iſt, kann das rein praktiſche Berufswiſſen nicht ganz außer 
Betracht bleiben. Die Vermittlung desſelben kann jedoch nicht Aufgabe 
der Seminarübungen ſein. 

Aber noch von einem andern Standpunkte ergeben ſich Bedenken 
gegen die in ſeminariſtiſchen Uebungen gipfelnden Reformvorſchläge. 
Dieſe Uebungen ſind durchaus kein auf den Durchſchnitt der Studiren— 
den berechnetes Bildungsmittel. Soll das in ihnen enthaltene Samen- 
korn aufgehen, dann muß es auf einen beſonders empfünglichen Boden 
fallen. Der Erfolg ſeminariſtiſcher Uebungen iſt durch einen gewiſſen 
Grad ſittlichen Ernſtes, durch lebhaftes Intereſſe für die Wiſſenſchaft 
als ſolche bedingt. Es wäre eine gewaltige Verkennung des Weſens 
dieſer Inſtitution, wenn man in ihr etwas anderes erblicken würde, 
als ein Mittel, ſtrebſamen Elementen Gelegenheit zu einem eingehen 
den Studium des Gegenftandes, zu weiterer Vertiefung des in dem— 
ſelben erworbenen theoretiſchen Wiſſens zu bieten. Wer in und durch 
die Seminarien bloß die Befriedigung praktiſcher Zwecke ſucht, wird 
nie in den Geiſt derſelben eindringen und bald eine Formalität in 
ihnen erblicken, der man ſich, wie dem ganzen übrigen Univerſitäts⸗ 
ſtudium, unterwirft, weil es als Vorbedingung für den Eintritt in 
den Staatsdienſt gefordert wird. 

Die Forderung ſeminariſtiſcher Uebungen erſcheint uns daher 
discutabler, wenn ſie nur hinſichtlich einer — etwa zu höheren 
Stellungen berufenen — Elite von Beamten, und nicht für alle 
Beamten ohne Unterſchied erhoben würde. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Begriffe der Hausdurchſuchung (§ 139 St.⸗P.⸗O.). Amts⸗ 
befugniffe der politiſchen Behörden im Bereiche des Gewerbeweſens. 

Der Caſſationshof hat mit Plenarentſcheidung vom 6. December 
1898, 3. 16.374, über die von der Generalprocuratur zur Wahrung 
des Geſetzes erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zu Recht erkannt: 

Durch das Urtheil des Bezirksgerichtes Joſefſtadt in Wien vom 
7. Juli 1898, und durch die Entſcheidung des Landes- als Berufungs- 
gerichtes in Wien vom 23. Auguſt 1898, iſt das Geſetz in den Be⸗ 
ſtimmungen des § 4 des Geſetzes vom 27. October 1862, R.-G.⸗Bl. 
Nr. 88, und des § 139 St.-P.⸗O. verletzt worden; dieſes Urtheil 
werde ſeinem vollen Inhalte nach als nichtig aufgehoben, und es 
werden Hans Bednär, Victor Tachau und Julius Sigris von der 
gegen ſie erhobenen Anklage gemäß $ 259, 3. 3 St.-P.⸗O., frei⸗ 
geſprochen. 

Gründe: Ueber Anzeige des Reichsraths-Abgeordneten Her- 
mann Bielohlawek, daß bei der am 24. April 1898 vorgenommenen 
Wahl des Gehilfen-Ausſchuſſes des Gremiums der Wiener Kaufmann⸗ 
ſchaft Mißbräuche vorgekommen ſeien, indem nicht wahlberechtigte 
Perſonen auf Grund von Krankencaſſabüchern bereits verſtorbener 
Genoſſenſchaftsmitglieder ein ihnen nicht zukommendes Wahlrecht aus— 
geübt haben, und daß an 200 Stück ſolcher Krankencaſſabücher an 
einer beſtimmten Stelle der Vereinslocalitäten des Vereines kaufmän⸗ 
niſcher Angeſtellter in Wien erliegen, beauftragte der Wiener Magiſtrats— 
director Victor Tachau den Magiſtrats-Commiſſär Hans Bednär, ſich 
in Begleitung des Anzeigers und eines Amtsdieners in das Vereins⸗ 
locale zu begeben, nach den angeblich dort deponirten Krankencaſſa— 
büchern zu forſchen und dieſelben eventuell unter Inanſpruchnahme 
polizeilicher Aſſiſtenzleiſtung mit Beſchlag zu belegen. Dieſem Auf— 
trage entſprechend begab ſich Bednaß mit Hermann Bielohlawek und 
dem Kanzlei-Aſſiſtenten Franz Buſchan, denen ſich überdies der 
Secretär des Vereines öſterreichiſcher Handelsangeſtellter Julius Sigris 
anſchloß, welcher den angeblichen Wahlmißbrauch ausgeforſcht hatte, 
in das Vereinslocal des Vereines kaufmänniſcher Angeſtellter, wo er 
deſſen Ausſchußmitglied Alfred Engel antraf. Indem er ſich als Ab— 
geſandter des Magiſtrates legitimirte, erklärte Hans Bednär dem Alfred 
Engel, er habe den Auftrag, die Bücher, mit denen bei der Wahl des 
Gehilfen-Ausſchuſſes des Gremiums der Wiener Kaufmannſchaft Miß— 
brauch getrieben worden ſei, zu confisciren. Da Alfred Engel die 
Beſchlagnahme der! Bücher nicht zulaſſen wollte, holte Hermann 
Bielohlawek polizeiliche Aſſiſtenz herbei. Alfred Engel ſtellte ſich jedoch 
vor die Thüre des Nebenzimmers, in welchem unter einem rothen 
Tuche die Bücher liegen ſollten, worauf Hans Bednär die herbei— 
geholten zwei Sicherheitswachleute beauftragte, ihn von der Thüre zu 
entfernen. Einer der beiden Wachleute ſchob in Folge deſſen den Alfred 
Engel von der Thüre weg und verſuchte dieſelbe zu öffnen, was ihm 
aber, da ſie verſperrt war, nicht gelang. Inzwiſchen hatte Julius 
Sigris noch drei Sicherheitswachleute und den Wachinſpector Sonn— 
leithner herbeigeholt. Als dann ſpäter auch der Polizeicommiſſär Dr. 
Baumgartner einſchritt, einigte ſich der Magiſtratscommiſſär Hans 
Bednär mit dieſem und ſtand von der Vornahme der ihm von Victor 
Tachau aufgetragenen Beſchlagnahme ab. Aus dieſem Anlaſſe zur 
Verantwortung gezogen, wurden Hans Bednär, Victor Tachau und 
Julius Sigris mit Urtheil des Bezirksgerichtes Joſefſtadt in Straf— 
ſachen in Wien vom 7. Juli 1898, U. I. 1340/98, der im 8 4 des 
Geſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, bezeichneten Ueber— 
tretung, und zwar: Hans Bednär als unmittelbarer Thäter, Victor 
Tachau als Anſtifter und Julius Sigris als Theilnehmer (Beihilfe) 
ſchuldig erkannt, wobei angenommen wurde, Hans Bednär habe in 
Ausübung ſeines Amtes als Magiſtratscommiſſär gegen die Beſtim⸗ 
mungen der SS 1 bis 3 des Geſetzes vom 27. October 1862, R.- 
G.⸗Bl. Nr. 88, jedoch ohne böſen Vorſatz in den Räumlichkeiten des 
Vereines kaufmännifcher Angeſtellter eine Hausdurchſuchung vorge 
nommen. Die hiegegen von den Beſchuldigten eingebrachte Berufung 
wurde mit dem Urtheile des Landes- als Berufungsgerichtes in Wien 
vom 23. Auguſt 1898 zurückgewieſen und darin insbeſondere her⸗ 
vorgehoben, daß, abgeſehen von dem durch Vornahme der Hausdurch⸗ 
ſuchung begangenen materiellen Unrechte, auch die im Geſetze vom 
27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, vorgeſchriebenen Formen dieſes 


Actes verletzt wurden, indem weder eine ſchriftliche Ermächtigung des 
Commiſſärs den Vertretern des betroffenen Vereines vorgewieſen, noch 
auch eine Beſcheinigung über die Vornahme derſelben zugeſtellt wurde. 

Beide Urtheile find jedoch rechtsirrthümlich, weil eine Haus⸗ 
durchſuchung im Sinne des § 139 St.-P.⸗O. und des $ 1 des 
Geſetzes vom 27. October 1862, R.-G.⸗Bl. Nr. 88, von dem 
Magiſtratscommiſſär Hans Bednär überhaupt nicht vorgenommen 
wurde.! Die gegentheilige Anſicht begründet der Erſtrichter dahin, daß 
zum Begriffe der Hausdurchſuchung das Eindringen in Privaträume 
und die Feſtſtellung eines daſelbſt geſuchten Gegenſtandes genüge, daß 
ſchon das Umherſpähen mit den Augen nach dem geſuchten Objecte 
als ein „Suchen“ nach demſelben aufzufaſſen ſei, deſſen Beſchlag— 
nahme nur den Endzweck der Hausdurchſuchung bilde, eine Beſchlag— 
nahme ohne Hausdurchſuchung aber überhaupt nicht wirkſam durch⸗ 
führbar ſei. Dieſe Begründung acceptirt im Weſentlichen auch der Be- 
rufungsrichter; auch er findet, daß die Beſchlagnahme der Kranken⸗ 
caſſabücher eine Hausdurchſuchung zur Vorausſetzung hatte, und fügt 
hinzu, daß der Auftrag des Magiſtratsdirectors Victor Tachau auf 
„Nachforſchung“ nach den Bücheln lautete, daß das Finden derſelben 
ohne Suchen nicht möglich war, die größere oder geringere Intenſität 
des Suchens aber für den Begriff der „Durchſuchung“ gleichgiltig 
ſei. Dieſen Anſchauungen iſt nicht beizupflichten. Das Geſetz (8 139 
St.⸗P.⸗O. und $ 1 des Geſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗ 
Bl. Nr. 88,) definirt die Hausdurchſuchung als „Durchſuchung der 
Wohnung oder ſonſtiger zum Hausweſen gehöriger Räumlichkeiten“. 
Geſchützt wird durch das Geſetz vom 27. October 1862, R.-G.-Bl. 
Nr. 88, das Hausrecht, der Frieden des Hauſes, und inſoferne eben 
dieſes Rechtsgut auch das Object des im § 83 St. -G. bezeichneten 
Delictes bildet, iſt es wohl klar, daß als „Wohnung“ alle jene 
Räumlichkeiten in Betracht kommen müſſen, welche die Beſtimmung 
haben, Zwecken der Häuslichkeit zu dienen. Der Begriff der Häus— 


1 Daß ſormell ein amtliches Einſchreiten des Magiſtrates der Haupt: und 
Reſidenzſtadt Wien vorlag, iſt einleuchtend, und es iſt zunächſt zu prüfen, ob der⸗ 
ſelbe hiezu berechtigt war. In ſeiner Eigenſchaft als politiſche Behörde erſter Inſtanz 
gegen den Verein als ſolchen einzuſchreiten, hiezu bot ihm der vorliegende Sach— 
verhalt allerdings keinen Anlaß. Eine Verletzung des Geſetzes vom 15. November 
1867, N.⸗G.⸗Bl. Nr. 134, über das Vereinsrecht lag nicht vor, und nur wegen 
einer ſolchen hätte der Magiſtrat feine politiſche Amtsgewalt gegen den Verein zur 
Geltung bringen können. Mit Rückſicht auf die von Hermann Bielohläwek erftattete 
Anzeige, die ſich auf vertrauliche Mittheilungen gründete, war jedoch der Verdacht 
einer Fälſchung der Wahl des Gehilſenausſchuſſes des Gremiums der Wiener 
Kaufmannſchaft vorhanden. Die Gewerbeordnung (Novelle vom 15. März 1883, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 39, und Novelle vom 23. Februar 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 63) 
unterſtellt die Wirkſamkeit der Gewerbegenoſſenſchaften der Aufſicht der Gewerbe— 
behörde, als welche gemäß § 141 des kaiſ. Patentes vom 20. December 1857, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 227, die politiſchen Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz zu fungiren 
haben. Insbeſondere verpflichtet, abgeſehen von der allgemeinen Beſtimmung des 
§ 127 (in der Faſſung des Geſetzes vom 15. März 1883, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 39) 
§ 115, lit. b des Geſetzes vom 23. Februar 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 63, den Ges 
noſſenſchaftsvorſtand zur alljährlichen Vorlage eines Berichtes über die ordnungs⸗ 
mäßige Wahl der Genoſſenſchaftsvorſtehung an die Gewerbebehörde. Gemäß § 119 d 
des citirten Geſetzes iſt das Ergebniß der Wahl des Genoſſenſchaftsvorſtehers und 
ſeines Stellvertreters der Gewerbebehörde zur Anzeige zu bringen; dieſe kann, wenn 
die Wahl geſetzwidrig zu Staude gekommen, oder wenn der Gewählte von der Wähl⸗ 
barkeit geſetzlich ausgeſchloſſen iſt, die Wahl für ungiltig erklären. Aehnlich ift die 
Stellung der Gewerbebehörde gegenüber der Wahl des Obmannes des Gehilfen— 
ausſchuſſes; die Wahl desſelben iſt nach § 120, alinea 3 (Faſſung des Geſetzes 
vom 23. Februar 1897, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 63) der Gewerbebehörde zur Anzeige zu 
bringen; auch in dieſem Falle ſteht derſelben das Recht der Wahlannullirung zu, 
wenn die Wahl geſetzwidrig zu Stande kam, oder wenn der Gewählte von der Wähl⸗ 
barkeit geſetzlich ausgeſchloſſen iſt. Um nun dieſes Aufſichtsrecht wirkſam auszuüben, 
muß die Gewerbebehörde in der Lage ſein, jene Thatſachen zu erheben, die die 
Ungiltigkeit der Wahl zu begründen geeignet ſind, und ſich eventuell auch in den 
Beſitz aller zu dieſem Behufe erforderlichen Beweismittel zu ſetzen; allerdings hat 
fie ſich dabei innerhalb der durch das Geſetz gezogenen Schranken zu halten. Zur 
Vornahme einer Hausdurchſuchung wird ſie nur beim Vorhandenſein der geſetzlichen 
Vorausſetzungen und unter Wahrung der hiefür im Geſetze vom 27. October 1862, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, vorgeſchriebenen Formen ſchreiten dürfen. Wie ſich aus den 
Materialen des Geſetzes (ſtenographiſche Protokolle des Abgeordnetenhauſes, I. Seſſion, 
S. 1848, 1857 und 1861) ergibt, find Hausdurchſuchungen überhaupt nur zum 
Zwecke der Gerichtspflege und zum Zwecke polizeilicher und finanzieller Aufſicht 
geſtattet. Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, 
gewähren in dieſer Beziehung auch den politiſchen Behörden keine exceptionelle 
Stellung; auch fie dürfen Hausdurchſuchungen nur vornehmen, inſoferne Zwecke 
polizeilicher Auſſicht dies geſtatten. Einen ſolchen Grund verfolgte die vorliegend 
in Betracht kommende Amtshandlung des in ſeiner Eigenſchaft als Gewerbebehörde 
einjchreitenden Magiſtrats der Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien nicht; zur Vornahme 
einer Haus durchſuchung war er mithin allerdings nicht berechtigt. (Aus⸗ 
führungen des Vertreters der Generalprocuratur.) 


lichkeit iſt im weiteſten Sinne zu nehmen; auch ein im Sinne des 
Geſetzes vom 15. November 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 134, conſtituirter 
Verein, deſſen rechtlicher Beſtand von der Staatsgewalt anerkannt iſt, 
hat ſein Heim, feine Häuslichkeit in jenen nach außen hin abge- 
ſchloſſenen und nicht allgemein zugänglichen Räumen, innerhalb deren 
er ſeine Wirkſamkeit entfaltet. Auch er genießt ſomit den Schutz des 
Geſetzes vom 27. October 1862, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 88, was übrigens 
auch das Reichsgericht in ſeiner Entſcheidung vom 21. April 1881, 
3. 72, anerkannt hat. Unzweifelhaft wären ſomit die vorliegend in 
Betracht kommenden Vereinslocalitäten des Vereines kaufmänniſcher 
Angeſtellter als „Wohnung“ im Sinne des § 139 St.-P.-O. und 
des Geſetzes vom 27. October 1862, R.-G.⸗Bl. Nr. 88, anzuſehen 
und das Object einer Hausdurchſuchung gegeben. Allein die Dur ch⸗ 
ſuchung einer Räumlichkeit ſetzt das „Suchen“ nach einem Gegen⸗ 
ſtande voraus. Gemeinem Sprachgebrauche zufolge heißt Suchen 
nach einem Unbekannten forſchen. Nur jenen Gegenſtand kann man 
ſuchen, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt. Einen Raum durchſuchen 
(perquirere) heißt ſomit deſſen einzelne Beſtandtheile und die darin 
befindlichen Objecte zu dem Behufe beaugenſcheinigen, um feſtzuſtellen, 
ob in dieſem Raume und an welcher Stelle desſelben ſich ein beſtimmter 
Gegenſtand befindet. Hieraus ergibt ſich wohl zur Evidenz, daß vom 
Suchen eines Gegenſtandes und von einer Hausdurchſuchung nicht 
geſprochen werden kann, wenn die Wohnung eines Dritten nur zu 
dem Ende betreten wird, um ſich in den Beſitz einer Gegenſtandes 
zu ſetzen, deſſen Vorhandenſein an beſtimmter Stelle im Vorhinein 
feſtſteht oder doch vorausgeſetzt wird. Rechtsirrig wäre es, die Be— 
griffe der Hausdurchſuchung und Beſchlagnahme zu identificiren. Wohl 
mag Beſchlagnahme eines Gegenſtandes regelmäßig Zweck der Haus— 
durchſuchung ſein, allein unzweifelhaft kann eine Beſchlagnahme auch 
ohne Hausdurchſuchung erfolgen. So wird man ſicherlich von 
einer Hausdurchſuchung nicht reden können, wenn die nach § 140 
St.⸗P.⸗O. derſelben vorauszuſchickende Vernehmung Desjenigen, 
bei welchem ſie vorgenommen werden ſoll, zur freiwilligen Heraus— 
gabe des in Beſchlag zu nehmenden Gegenſtandes führt. Die 
Aufforderung, den geſuchten Gegenſtand herauszugeben, und das hie— 
durch bedingte Betreten der Wohnung eines Dritten ſchon als Beginn 
der Hausdurchſuchung ſelbſt anzuſehen, hindert wohl der Wortlaut 
des $ 140 St.⸗P.⸗O.; derſelbe läßt klar erkennen, daß durch die 
freiwillige Herausgabe des Gegenſtandes die Durchſuchung vermieden 


werden ſoll; es handelt ſich hier alſo um einen die Durchſuchung 


erſt vorbereitenden Act, von deſſen Ausgange es eben abhängt, ob 
mit der Durchſuchung überhaupt vorzugehen iſt. Zweck des Geſetzes 
vom 27. October 1862, R.-G.-Bl. Nr. 88, iſt es auch gewiß nicht, 
ſchon das bloße Betreten einer fremden Wohnung zum Behufe der 
Ergreifung einer in derſelben befindlichen Sache hintanzuhalten. Damit 
allerdings wäre eine ganze Reihe für die Staatsverwaltung ganz un— 
erläßlicher Maßregeln lahm gelegt, was das Geſetz ſicherlich nicht 
beabſichtigte. Verhindert ſoll nur werden ein die perſönliche Würde 
und Unabhängigkeit verletzender Eingriff in den Lebenskreis des 
Wohnungsinhabers, in Dinge, die man im Allgemeinen berechtigt und 
gewohnt iſt, dem Einblicke Fremder zu entziehen und davor zu ſchützen.! 
Es handelt ſich da nicht um jeden Eingriff in das Hausrecht, denn 
nicht Alles, was, von Privaten vorgenommen, als einfache Verletzung 
des Hausrechtes aufgefaßt werden könnte, wird dadurch, daß eine 
Behörde in Ausübung ihres Amtes es vornimmt, ſchon zur Durch— 
ſuchung. Von der Durchſuchung iſt ſomit der Eintritt oder das Ein— 
dringen in die Wohnung eines Andern zum Zwecke eines Augenſcheines, 
der Conſtatirung gewiſſer Verhältniſſe, der Realiſirung einer dem 
Wohnungsinhaber obliegenden Editionspflicht u. dgl. wohl zu unter- 
ſcheiden.? Gewiß wird Niemand von einer durch den Gerichtsvollzieher 
vollzogenen Hausdurchſuchung ſprechen, wenn derſelbe, um die Execution 


1 Glaſer, Strafproceß, II. Band, S. 288. 

2 Vgl. Waſer, Im Gerichtsſaal. V. S. 61 ff.; Planck, Deutſches Straf: 
verfahren. S. 225 ff.; Löwe, Strafproceßordnung für das Deutſche Reich. S. 320 
ff., 296; Olshauſen, Commiſſion § 342; Geyer, in Holtzendorffs Handbuch, 
J. 226, dann die Entſcheidung des Deutſchen Reichsgerichtes vom 22. Februar 1881, 
22/81; auch der Finanzminiſterialerlaß vom 5. Februar 1863, 3. 476 (Mayer: 
hofers Handbuch für den politiſchen Verwaltungsdienſt, II. Band, S. 94), unter⸗ 
ſcheidet zwiſchen Hausdurchſuchungen und ſonſtigen in den Gewerbs⸗- und Verſchleiß⸗ 
ſtellen der Gewerbetreibenden zu veranlaſſenden Beaugenſcheinigungen. 


auf eine beſtimmte körperliche Sache zu vollziehen, die Wohnung des 
Executen betritt und gegen deſſen Willen die zu exequirende Sache 
ihm abnimmt. Aehnlich aber liegt die Sache im concreten Falle. Das 
Einſchreiten des Magiſtratsdirectors Victor Tachau und des Commiſſärs 
Hans Bednär erfolgte in Vollzug der der Gewerbebehörde zuſtehenden 
Zwangsgewalt. Daß eine ſolche ausgeübt werden durfte, ergibt ſich 
aus den Beſtimmungen des § 152 Gewerbeordnung. Da der Magiſtrat 
als Gemwerbebehörde in feiner Eigenſchaft als politiſche Verwaltungs— 
behörde erſter Inſtanz auftrat ($ 141, alinea 1 Gewerbeordnung), 
ſo ſtand ihm auch jenes Maß von Zwangsgewalt zu, welches nach 
Artikel 11 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.-G.- 
Bl. Nr. 145, beziehungsweiſe nach der kaiſerlichen Verordnung vom 
20. April 1854, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 96, insbeſondere nach $ 1 der letzteren, 
dann nach der Amtsinſtruction für die Bezirksämter vom 17. März 
1855, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 52, den landesfürſtlichen politiſchen Behörden 
(alſo gemäß $ 11 des Geſetzes vom 19. Mai 1868, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 44, 
den Bezirkshauptmannſchaften oder den Gemeinden mit eigenen Statuten 
— der Gemeinde Wien ſpeciell überdies nach 8 94 des Geſetzes vom 
19. December 1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 45) — eingeräumt erſcheint. 

Grundſätzlich ſind hiernach die Gewerbebehörden nicht auf das 
bloße Entſcheidungs⸗ oder Erkenntnißrecht angewieſen, ſondern auch 
zur executiven Durchführung der betreffenden Ausſprüche, eventuell 
ſogar innerhalb der offenen Recursfriſt berufen (8 93 der Amts- 
inſtruction für die Bezirksämter). Dieſe Behörden ſind hiernach weiters 
— gemäß der ihnen nach § 141, alinea 2 des Gewerbegeſetzes ob⸗ 
liegenden Verpflichtung zur Handhabung der Gewerbevorſchriften — 
auch zur Vornahme jener die Entſcheidung oder ein Erkenntniß vor— 
bereitenden Amtshandlungen innerhalb der geſetzlichen Schranken compe— 
tent, welche den politiſchen Behörden überhaupt für die Zwecke ihres 
Wirkungskreiſes zukommen. Die Gewerbebehörde erſter Inſtanz kann 
daher, ſo oft es für die Handhabung der Gewerbepolizei nöthig iſt, 
unter Anderem von Parteien Auskünfte begehren, Augenſcheine oder 
Reviſionen zur Conſtatirung von für die weiteren Verfügungen be— 
merkenswerthen Verhältniſſen und Thatſachen vornehmen, die Vorweiſung 
von gewerbsrechtlichen Legitimationen (Gewerbeſcheinen, Conceſſions⸗ 
decreten, Betriebsanlagebewilligungen) oder von der gewerbsbehördlichen 
Einſicht unterliegenden Büchern, Rechnungen, Arbeitsbüchern, Arbeiter⸗ 
verzeichniſſen u. dgl. verlangen und eventuell Beſchlagnahme ſogleich 
bewirken. 

Für die Form der einſchlägigen Amtshandlungen iſt § 77 des 
Geſetzes vom 17. März 1855, R.-G.⸗Bl. Nr. 52, wornach derlei Ge— 
ſchäfte ſoviel möglich im kurzen und mündlichen Wege zu behandeln 
und abzuthun ſind, maßgebend. Gegen die bezüglichen Aufforderungen, 
Befehle oder Anordnungen ſteht den betroffenen Parteien kein Recurs⸗ 
recht, ſondern höchſtens ein Beſchwerderecht und dieſes grundſätzlich 
ohne eine die Amtshandlung aufſchiebende Wirkung zu. Es mag nun, 
als zur Sache nicht gehörig, unerörtert bleiben, ob der Magiſtrats— 
commiſſär Hans Bednär im vorliegenden Falle befugt war, die Heraus- 
gabe der Krankenbücher durch Brachialgewalt zu erzwingen und hiezu 
die Hilfe der Sicherheitswache in Anſpruch zu nehmen; denn thätlicher 
Beleidigung durch Handanlegung (§ 331 St.⸗G.) wurde er 
nicht angeklagt und folgerichtig auch nicht ſchuldig erkannt, und in 
dieſer Beziehung iſt es ſomit nicht erforderlich, das Urtheil einer 
Ueberprüfung zu unterziehen. Allein eine Durchſuchung der Vereins— 
localitäten hat Hans Bednar nicht vorgenommen; ihm handelte es 
ſich nur darum, ſich in den Beſitz der an einem ihm beſtimmt be— 
zeichneten Orte befindlichen Krankenbücher zu ſetzen; ein Suchen nach 
denſelben und das damit verbundene Eindringen in die Privatver— 
hältniſſe des Vereines war nicht erforderlich und fand auch nicht ſtatt, 
und es kann darum, da das Geſetz vom 27. October 1862, R.⸗G. 
Bl. Nr. 88, das bloße Betreten der Wohnung, ſelbſt zu dem Zwecke, 
um eine in der Gewahrſame des Inhabers derſelben befindliche Sache 
gegen deſſen Willen zu ergreifen und zurückzubehalten (Beſchlagnahme) 
nicht unter Strafſanction ſtellt, von einer ſtrafgerichtlich zu ahndenden 
Verletzung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes im vorliegenden Falle 
keine Rede ſein. 

Angeſichts deſſen mußte über die von der Generalprocuratur 
erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes im Grunde 
der SS 33 und 292 St.⸗P.⸗O. erkannt werden, daß das Geſetz in 
der bezeichneten Richtung verletzt worden ſei. 


Zugleich wird, nachdem die Angeklagten zur Strafe verurtheilt 
worden ſind, das bezogene Urtheil als nichtig aufgehoben, und es 


werden die Angeklagten von der gegen ſie erhobenen Anklage frei— 
geſprochen. 


Abweiſung eines beim Reichsgerichte gegen die k. k. Negierung ein⸗ 

gebrachten Klagebegehrens auf Vergütung der Zinſen von vom 

Staate auferlegten, fpäter aber von demſelben reſtituirten Religions⸗ 
fondsbeiträgen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 16. Jänner 1899 ge- 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über die Klage de präs. 24. Sep⸗ 
teinber 1898, 3. 326 R.-G., des Meinrad Siegl, Landesprälaten 
und Abtes des Ciſterzienſerſtiftes Oſſegg, durch Dr. Wilhelm Körbl 
in Prag, gegen die Regierung auf Erſatz von Zinſen per 22.616 fl. 
47 kr. von dem Stifte Oſſegg reſtituirten Religionsfondsbeiträgen 
zu Recht erkannt: 

Das Klagebegehren wird abgewieſen. 

Gründe: Mit dem Zahlungsauftrage vom 24. Mai 1877, 
Z. 18.844, wurde dem Stifte Oſſegg an Religionsfondsbeitrag für 
die Zeit vom 1. Jänner 1875 bis 31. December 1880 ein Betrag 
von 99.672 fl. vorgeſchrieben. Im Recurswege wurde dieſer Betrag 
mit dem Erlaſſe vom 12. October 1887, 3. 71.743, auf 11.871 fl. 
96 kr. herabgemindert. In Folge der verſchiedenen ergangenen Auf— 
forderungen und erlaſſenen Executionsandrohungen hat das Stift vom 
8. Juli 1877 bis 27. Mai 1884 verſchiedene Theilzahlungen ge— 
leiſtet, darunter am 22. December 1883 den Betrag von 2000 fl. 
und unter dem 24. Mai 1884 den Betrag von 50.000 fl., ſo daß 
für das Stift eine Ueberzahlung von 50.328 fl. 31 kr. reſultirte, 
von welcher der Theilbetrag von 328 fl. 31 kr. aus der Zahlung 
vom 20. December 1883 und der Betrag von 50.000 fl. aus der 
Zahlung vom 24. Mai 1884 herrührt. Mit dem Erlaſſe vom 
12. October 1887, 3. 71.743, wurde zugleich ausgeſprochen, daß 
dieſe Ueberzahlung vorläufig als Vorauszahlung für die Schuldigkeit 
des Decenniums vom 1. Jänner 1881 bis 31. December 1890 zurück- 
behalten werde und mit dem Exlaſſe vom 5. Februar 1890, Z. 99.758, 
verfügt, daß, nachdem die Beitragsſchuldigkeit für die Zeit vom 
1. Jänner 1881 bis 31. December 1890 mit 37.167 fl. 25 kr. feſt⸗ 
geſtellt worden war, von den überzahlten 50.328 fl. 31 kr. der Theil- 
betrag von 13.161 fl. 6 kr. dem Stifte rückgeſtellt werde, welche Rück⸗ 
zahlung auch Ende März 1890 erfolgte. Mit dem Erlaſſe vom 25. De- 
cember 1891, Z. 25.852, werde endlich ausgeſprochen, daß der für 
die Zeit vom 1. Jänner 1881 bis 31. December 1890 dem Stifte 
vorgeſchriebene Religionsfondsbeitrag von 37.167 fl. 25 kr. auf 
4953 fl. 47%, kr. herabgemindert werde und wurde nach Abrechnung 
des proviſoriſch für das Jahr 1891 und 1892 weiter zu entrichtenden 
Religionsfondsbeitrages der von dem rückbehaltenen Betrage per 
37.167 fl. 25 kr. fich ergebende Reſt per 31.070 fl. 93 kr. dem 
Stifte am 13. März 1892 rückgeſtellt. 

Mit Rückſicht auf dieſen Sachverhalt wurde, nachdem es zweifel— 
los iſt, daß das Stift durch Executionsandrohungen gezwungen war, 
die Ueberzahlung von 50.328 fl. 31 kr. zu leiſten und nachdem aus- 
geſprochen wurde, daß die Beträge per 13.161 fl. 6 kr. und per 
31.070 fl. 93 kr. zurückzuſtellen find und dieſe Beträge auch that⸗ 
ſächlich zurückgeſtellt wurden, ſeitens des Stiftes Oſſegg die Bitte 
geſtellt, daß gemäß § 28 des Geſetzes vom 8. März 1876, Nr. 26 
R.⸗G.⸗Bl., beziehungsweise Art. II des Geſetzes vom 23. Jänner 1892, 
Nr. 26 R.⸗G.⸗Bl., auch die 60% igen, beziehungsweiſe 5% igen Zinſen 
des reſtlichen Betrages vom Einzahlungstage an dem Stifte vergütet 
werden. Die k. k. Statthalterei hat in ihrem Erlafſe vom 12. Auguſt 1892, 
Nr. 83.532, ſich darauf berufen, daß die Beſtimmungen des 8 28 
des Geſetzes vom 8. März 1876, Nr. 26 R.⸗G.⸗Bl., beziehungs⸗ 
weiſe Art. II des Geſetzes vom 23. Jänner 1892, Nr. 26 R.-G.⸗Bl., 
keine Anwendung finden, weil ſich dieſe Geſetze nur auf die 
Stempel und unmittelbaren Gebühren, ſowie auf das Ge— 
bührenäquivalent beziehen, keinesfalls aber auf die Religionsfonds⸗ 
beiträge und rückſichtlich der letzteren lediglich die Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, R.⸗G.⸗Bl. 51, maßgebend ſeien. Dieſe 
Abweiſung wurde von dem k. k. Miniſterum für Cultus und Unter— 
richt mit der nunmehr in Beſchwerde gezogenen Entſcheidung vom 
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20. November 1895, Z. 2695, beſtätigt, weil die Herabminderung 
des urſprünglich vom Vermögenswerthe des Stiftes Oſſegg bemeſſenen 
Religionsfondsbeitrages nicht etwa in Folge einer unrichtigen Bes 
meſſung, ſondern mit Rückſicht auf die erſt ſpäter vom Stifte geltend 
gemachte Schmälerung der Competenz und auf Grund der vom Stifte 
nachträglich eingebrachten Einbekenntniſſe und Nachweiſungen erfolgte 
und weil das Stift bloß zur Zahlung der Religionsfondsbeiträge auf⸗ 
gefordert, ein Rückſtand aber keineswegs zwangsweiſe eingebracht wurde 
und daß dem Stifte angeblich außerordentliche Beguͤnſtigungen zu Theil 
wurden, ſo daß das Begehren des Stiftes um Erſatz der Zinſen von 
dem zu viel gezahlten Religionsfondsbeitrage das Miniſterium be⸗ 
fremde, indem auch die weitere Ermäßigung des ſtiftlichen Religions- 
fondsbeitrages auf außerordentlichen Begünſtigungen beruhe, die dem 
Stifte nach Maßgabe der Miniſterialbewilligung vom 12. December 1894, 
3. 16.793, bei der Einkommensberechnung zu Theil wurden. 

Die Klage macht dagegen Folgendes geltend: Nach § 21 des 
Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 51 R.⸗G.⸗Bl., werden die Religions⸗ 
fondsbeiträge, die verfallenden Verzugszinſen und Strafen in derſelben 
Weiſe eingebracht, wie die landesfürſtlichen Steuern; der Religions- 
fondsbeitrag iſt ſomit den öffentlichen Steuern vollſtändig gleichgeſtellt, 
für den Religionsfondsbeitrag iſt das geſetzliche Pfandrecht eingeräumt, 
die Einzahlung desſelben erfolgt auch bei den ſtaatlichen Caſſen und 
die Bemeſſung desſelben geſchieht durch landesfürſtliche Behörden. Wenn 
im § 19 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, Nr. 51 R.⸗G.⸗Bl., an⸗ 
geordnet wird, daß von rückſtändigen Religionsfondsbeitragen 5%Yyige 
Verzugszinſen zu entrichten find und wenn § 21 desſelben Geſetzes 
anordnet, daß Religionsfondsbeiträge in derſelben Weiſe wie die 
landesfürſtlichen Steuern und Abgaben eingebracht werden, jo iſt doch 
nicht abzuſehen, warum die geſetzlichen Beſtimmungen, welche im Falle 
der Reſtituirung von Gebühren und Abgaben Platz greifen, gerade bei 
den Religionsfondsbeiträgen nicht in Anwendung gebracht werden 
ſollen. Daß § 28 des Geſetzes vom 23. Jänner 1892, Nr. 26 R.⸗ 
G.-Bl., ſich auf die zu reſtituirenden Religionsfondsbeiträge nicht 
beziehen könne, geht daraus hervor, weil die Frage der Zahlung 
der Verzugszinſen ſeitens der Parteien mit der Frage der Zahlung 
der Zinſen von Religionsfondsbeiträgen, welche zu reſtituiren ſind, 
nicht im Zuſammenhange ſteht, die eine von der andern ganz getrennt 
beurtheilt und behandelt werden kann und weil gerade durch die Be— 
ſtimmungen des § 28 des Geſetzes vom 23. Jänner 1892, in welchem 
das Maß der Verzugszinſen bei unmittelbaren Gebühren und beim 
Gebühren-Aequivalente auf 5%, feſtgeſetzt wird, die Gleichheit des 
Zinſenausmaßes mit dem Ausmaße der zu reſtituirenden Zinſen 
ſtatuirt wurde und nunmehr die von den angefochtenen Entſcheidungen 
behauptete Ungleichmäßigkeit nicht mehr exiſtirt. Mit dem Zahlungs— 
auftrage vom 24. Mai 1877, 3. 18.844, wurde der Religionsfonds⸗ 
beitrag dem Stifte Oſſegg mit 16.112 fl. jährlich vorgeſchrieben. 
Gegen dieſen Zahlungsauftrag hat das Stift Oſſegg Vorſtellungen 
und Recurſe eingebracht, in welchen geltend gemacht wurde, daß durch 
den vorgeſchriebenen Religionsfondsbeitrag die Competenz geſchmälert 
wurde und daß die Bemeſſungsgrundlagen unrichtig find und es wurde 
mit dem Erlaſſe der k. k. Statthalterei vom 15. October 1883, 
Z. 70.702, dieſer Religionsfondsbeitrag auf 15.805 fl. richtiggeſtellt. 
Dieſe Herabminderung geſchah deßhalb, weil die Bemeſſungsgrund— 
lagen des Religionsfondsbeitrages unrichtig angenommen waren. Aus 
dem Erlaſſe der Statthalterei vom 15. October 1883, 3. 70.702, 
ergibt ſich, daß ſchon damals dem Stifte unter Androhung der Exe— 
cution die Einzahlung des rückſtändigen Religionsfondsbeitrages auf- 
getragen wurde. Gegen die mit dieſem Erlaſſe erfolgte Richtigſtellung 
hat das Stift die Beſchwerde an den Miniſter für Cultus und Unter— 
richt überreicht und es hatten die dieſer Beſchwerde zufolge eingeleiteten 
Erhebungen zur Folge, daß eine Verminderung des dem Stifte ur— 
ſprünglich vorgeſchriebenen Religionsfondsbeitrages erfolgte und daß 
ſich mit Rückficht auf die in der Zeit vom Juli 1877 bis 24. Mai 1884 
geleiſteten Zahlungen eine Ueberzahlung von 50.328 fl. 31 kr. ergab, 
von welcher der Theilbetrag per 328 fl. aus der Zahlung vom 28. De— 
cember 1883 und der Betrag von 50.000 fl. aus der Zahlung vom 
25. Mai 1884 herrührt. Auch für die Zeitperiode vom 1. Jänner 1881 
bis 31. December 1890 hat zufolge der überreichten Beſchwerden und 
Recurſe, welche in der Behauptung gipfelten, daß durch die Vor- 
ſchreibung eines Religionsfondsbeitrages in der durch die Bemeſſungs— 
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behörde feſtgeſtellten Höhe die in dem Geſetze vom 7. Mai 1874, 
Nr. 51 R.⸗G.⸗Bl., dem Stifte gewährleiſtete Competenz geſchmälert 
iſt, eine Herabminderung des Religionsfondsbeitrages in der Weiſe 
ſtattgefunden, daß von den überzahlten 50.328 fl. 31 kr. die Rück⸗ 
ſtellung der Beträge von 13.161 fl. 6 kr. und 31.070 fl. 98 kr. an 
das Stift verfügt wurde. Nachdem die Rückſtellung des überzahlten 
Religionsfondsbeitrages nur eine Folge der geſetzlichen Beſtimmungen, 
daß die Competenz der Stiftsmitglieder frei zu laſſen iſt und des 
Nachweiſes, daß bei Aufrechthalten der Vorſchreibung des Religions- 
fondsbeitrages in der bemeſſenen Höhe das Reineinkommen des Stiftes 
nicht hingereicht hätte, um die Competenz der Stiftmitglieder zu 
decken, war auch nach der Anſicht der Klage das Verlangen des Stiftes 
um Erſatz der Zinſen von dieſen überzahlten und wieder reſtituirten 
Religionsfondsbeiträgen ein im Geſetze vollſtändig begründetes. Es 
wird daher die Bitte geſtellt, das Reichsgericht geruhe zu erkennen: 
Die k. k. Regierung ſei ſchuldig, dem Ciſtercienſerſtifte Oſſegg von den 
wieder reſtituirten Religionsfondsbeiträgen die Zinſen in der Geſammt⸗ 
höhe von 22.616 fl. 47 kr. nebſt hievon ſeit dem Klagstage bis zur 
Zahlung laufenden 6% Saumſalszinſen und die Gerichtskoſten binnen 
vierzehn Tagen bei ſonſtiger Execution zu erſetzen. 

In der Gegenſchrift wird angeführt, daß das Stift Oſſegg gegen 
dieſelbe Entſcheidung vom 20. November 1895, 3. 2695, in Folge 
welcher die gegenwärtige Klage an das Reichsgericht erſtattet wird, die 
Beſchwerde an den k. k. Verwaltungsgerichtshof erhoben habe, welcher 
dieſelbe mit dem Erkenntniſſe vom 30. Juni 1898, 3. 3572, ab⸗ 
gewieſen habe. Da ſomit dieſe Angelegenheit durch das von dem hiefür 
nach Artikel XV des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 144 competenten Verwaltungsgerichtshofe ergangene 
Erkenntniß endgiltig entſchieden iſt und ſomit aufgehört hat, eine 
ſtreitige zu fein, wie ſchon das k. k. Reichsgericht wiederholt aus— 
geſprochen hat, iſt die Competenz des k. k. Reichsgerichtes, welches 
nach Artikel I des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.⸗ 
G.⸗Bl. Nr. 143 nur zur Entſcheidung von ſtreitigen Angelegen⸗ 
heiten des öffentlichen Rechtes berufen iſt, entfallen. Vorſichtshalber 
wird in der Sache ſelbſt auf die Ausführungen des Erkenntniſſes des 
Verwaltungsgerichtshofes ſich beruſen und ſonach die Bitte geſtellt, 
das k. k. Reichsgericht wolle die Klage des Stiftes Oſſegg wegen 
eigener Incompetenz, eventuell aber in merito zurückweiſen. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgenden 
Erwägungen ausgegangen: 

Der eingeklagte Betrag beſteht in einem öffentlich-rechtlichen An— 
ſpruche des Stiftes Oſſegg an die Geſammtheit der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder, welche zur Austragung im ordent— 
lichen Rechtswege nicht geeignet iſt. 

Ein ſolcher Anſpruch unterſteht aber nach Artikel III lit. a 
des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.-G.-Bl. Nr. 143, 
der Competenz des Reichsgerichtes. 

Dem ungeachtet mußte das Klagebegehren zurückgewieſen werden. 

Eine geſetzliche Beſtimmung über die Vergütung von Zinſen von 
Religionsfondsbeiträgen, welche vom Staate auferlegt, ſpäter aber von 
demſelben reſtituirt worden ſind, wie ſie in den Geſetzen vom 
8. März 1876, Nr. 26 R.⸗G.⸗Bl., und vom 23. Jänner 1892, 
Nr. 26 R.⸗G.⸗Bl., bezüglich der unmittelbaren Gebühren enthalten 
iſt, beſteht aber für directe Steuern, was die Religionsfondsbeiträge 
ſind, nicht. 

Ein Ausſpruch über den Erſatz der Gerichtskoſten wurde nicht 
gefällt, weil von der obſiegenden Regierung diesfalls bei der Verhand— 
lung kein Begehren geſtellt wurde. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 16. Jänner 1899, 3. 3.) 


Notiz. 


(Polizeiſtunde für Privaträume bei Schankwirthſchaften.) 
Ueber dieſe Frage beſagt eine in der „Deutſchen Juriſten⸗Zeitung“ mitgetheilte 
Kammergerichts⸗Entſcheidung u. A.: „Die Räume der Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften 
ſind allerdings öffentlich, inſoweit ſie dem gewerbsmäßigen Betriebe der Schank⸗ 
wirthſchaft dienen und für Jedermann zugänglich ſind. Anders verhält es ſich jedoch 
mit ſolchen Räumen, die der Wirth beſtimmten Perſonen, einer geſchloſſenen Ge⸗ 
ſellſchaft ſpeciell und ausſchließlich überlaſſen hat. Solche Räume ſind dem öffent⸗ 


lichen Verkehr entzogen und werden durch die Ueberlaſſung an eine geſchloſſene 
Gefellſchaft zu Privaträumen. Für Privaträume aber kann durch Polizeiverordnung 
keine Polizeiſtunde angeordnet werden.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Zoll-Oberamtscontrolor Boleslav Ritter von 
Machotka den Titel und Charakter eines Zoll⸗Oberamts⸗Vicedirectors verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Director des ſtädtiſchen Steueramtes Prag I 
Wenzel Simek den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthalterei-Concipiften bei der Statthalterei in 
Wien Dr. Friedrich Grafen Deym anläßlich ſeines freiwilligen Austrittes aus 
dem Staatsdienſte den Titel eines Bezirkscommiſſärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtande des Rechnungs⸗ 
Departements der Finanz⸗Landesdirection in Prag Anton Spillar anläßlich 
der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Regierungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Reutamtsverwalter in Czernowitz Emil Tiutz 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Rech⸗ 
nungsrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Ober⸗Bezirksarzte Dr. Johann Rattay in 
Neuſtadt a. d. Mettau anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines 
katſerlichen Rathes verliehen. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsofficial der Statthalterei in 
Brünn Friedrich Jahn zum Rechnungs⸗-Revidenten des Oberſten Rechnungshofes 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Miniſterial⸗Viceſecretäre 
Eduard Freiherrn von Hohenbruck und Siegmund Perckhammer von 
Perckheim zu Fennhals zu Minifterial-Secretären in dieſem Miniſterium 
ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bauadjuncten Ludwig 
Brabec zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräfident a. L. d. M. d. J. hat den Privat⸗Ingenieur Karl 
e zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter des Tabakverſchleißmagazins in 
Rzeszöw Alois Kuhn zum Director des Tabakoerſchleißmagazins in Lemberg 
und den Amtsleiter des Tabakverſchleißmagazins in Tarnopol Miecislaus Glodt 
zum Verwalter des Tabakverſchleißmagazins in Rzeszöw ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanz⸗Landescaſſa in Graz 
Anton Reich zum Zahlmeiſter des Landes⸗Zahlamtes in Laibach und den Caſſier 
des Landes⸗Zahlamtes in Troppau Alois Hellmann zum Zahlmeiſter ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Albert Reſen und Joſef 
Tomazie zu Finanzräthen und den Finanzſecretär Maximilan von Jablonsky 
zum Finanz⸗Oberinſpector für den Bereich der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzcommiſſäre Emerich Steidler, Hugo 
Nagy und Joſef Pejsa zu Finanz⸗Obercommiſſären bei der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuereinnehmer Philipp Pick, Jakob 
Fiſter, Johann Sterc, Franz Jakl, Franz Klauda, Rudolf Hübner, 
Johann Blattny, Reinhold Wondra und Franz Hrziwna zu Hauptſteuer⸗ 
einnehmern und zwar den erſtgenannten all personam für den Dienſtbereich der 
Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Epidenzhaltungs-Geometer 1. Claſſe Otto 
Noflatſcher, Marian Mroczkowski⸗Nalecz, Heinrich Krejéi, Eduard 
Kraus, Heinrich Fleiſchmann, Felix Kolodkiewiez, Alexander Woid a⸗ 
lowicz, Eduard Michakowski, Joſef Pavletto, Ludwig Forlanı, Emil 
Zadorecki, Anton Lorenz, Joſef Skrivan, Wenzel Krejeéi, Joſef Leipert, 
Franz Eberl, Emanuel Martiny, Leo Hacker, Vincenz Bartoszyuski, 
Siegfried Sandbichler, Karl Zidlicky, Johann Gnofini, Moſes Leib 
Horowitz, Radomir Nietſche, Benjamin Tomaſi, Peter Rizzi, Alois 
Pant, Stanislaus Krudowski, Vincenz Presern, Leopold Boskovic, 
Johann Vio, Hugo Fleiſchmann, Guſtav Lariſch, Rupert Hartig, Wenzel 
Machacek, Franz Kauba und Stanislaus Gawe! zu Evidenzhaltungs⸗Ober⸗ 
geometern 2. Claſſe in der IX. Rangsclaſſe ernannt. 


Erledigungen. 


1 Rechnungsraths ſtelle, eventuell 1 Rechnungs⸗Revidenten, 
Rechnungs⸗Officials-⸗ und Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle in der VIII., 
bezw. IX., X., XI. Rangsclaſſe bei der Statthalterei in Brünn bis 30. April 1899. 
(Amtsblatt Nr. 90.) 

2 Ingenieurſtellen in der IX. Rangsclaſſe für die Beſorgung der 
maſchinen⸗techniſchen Agenden und Dampfkeſſel⸗Unterſuchung bei der galiziſchen 
Statthalterei bis 10. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 90.) 

1 Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Finanzprocuratur in 
Salzburg bis 12. Mai 1899. (Amtsblatt Nr. 91.) 


DE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 17 und 18 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


